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Rechtsextremistische Chatgruppen innerhalb der Polizei



NRW (Aufdeckung Chat‐Gruppen) ‐ 16.9.2020

 Bilder mit applaudierendem Adolf Hitler
 In einem Bilderrahmen aus der Serie "Ohne Dich ist alles doof" ist ein Bild von

Adolf Hitler
 Zwischen den Beinen einer unbekleideten Frau ist ein Männergesicht zu

erkennen. Durch die Anordnung soll Adolf Hitler dargestellt werden
 Im Hintergrund an der Wand ist in einem Bilderrahmen ein Deutscher

Schäferhund abgebildet. Davor steht eine Person, die Adolf Hitler darstellen soll
 People of Colour mit Baustellenhelm und Bohrmaschine wird als "Technigger"

bezeichnet.
 People of Colour schläft in einem öffentlichen Verkehrsmittel ‐ "eingeniggt".
 Person, die einen Juden darstellen soll mit dem Spruch "Alle lecken nur der Jude

sabbat“
 Bild von Adolf Hitler ist mit dem Schriftzug "Morgen Wochenende, Klingt nach

Voll‐Gas„



Hessen (Itiotentreff) 2021/2022 

 rassistische und volksverhetzende Inhalte in interner Chatgruppe (Bild‐ / Videosequenzen)
 Chatgruppe "Itiotentreff„ Mitglieder seit 2014 v.a. auch PVB)
 Verharmlosungen des Holocausts
 Verächtlichmachung von Minderheiten, insbesondere Menschen mit Behinderungen,

Migrationshintergrund und dunkler Hautfarbe sowie Homosexuelle, Juden und Muslime
 Beamter nennt eigene Wohnung "Wolfsschanze„
 Beamter lässt sich in Diensträumen mit angeklebtem „Hitler‐Bart“ fotografieren
 Anonyme Drohschreiben („NSU 2.0“) an Frankfurter Rechtsanwältin Seda Basay‐Yildiz
 Chat „Itiotentreff“ (https://youtu.be/CAoh6lkZmwE?si=kcOudPKL6N8_J0BW) – ZDF Magazin Royale







Einträge unter dem „Chat-Post“: 

"Die von den Nazis Ermordete würde sich im 
Aschenbecher umdrehen„

"Wo ist das verdammte Schornsteinemoji!?" 





NRW – Umgang mit Chatgruppen  

 Sensibilisierungsgespräche
 Polizeibeamtin meldet sich proaktiv bei Vorgesetzten – stellt Smartphone zur

Verfügung ‐ 337.525 WhatsApp Nachrichten in 790 Chats / 172.214 Bilddateien
 8 „inakzeptable Nachrichten“
 Verbot Führung der Dienstgeschäfte (§ 39 BeamtStG)
 VG Düsseldorf, Beschl. v. 15.12.2020 ‐ 2 L 2370/20, OVG Münster, Beschl. v.

25.3.2021 ‐ 6 B 2055/20 („Maßstab nicht nachvollziehbar“)
 GDP:

„Ermittlungen erforderlich, die sich an Recht und Gesetz orientieren, und 
keine Hexenjagd oder Sonderzuständigkeiten in der Polizei.“

„Mauer des Schweigens“ innerhalb der Polizei wird Vorschub geleistet“
 VG Düsseldorf, Beschl. 22.10.2020 ‐ 2 L 1910/20: u.a. Parodie („Hitler als

Weihnachtsmann“)→ Suspendierung „formell als auch materiell […] rechtswidrig“



eder im öffentlichen Dienst?



Konsequenzen?
 Disziplinarverfahren – „Federführung“ LAFP NRW
 PP Bochum: BAO Janus
 PP Essen: Sonderinspektion – Abschlussbericht LAFP (11.3.2021): „Das Handeln der Treiber und

Unterstützer ging deutlich über das Posten rechtsextremistischer, fremdenfeindlicher, rassistischer und
antisemitischer Inhalte hinaus. […] Es umfasste nahezu alle Aspekte des Syndroms Gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit (GMF), nämlich Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus,
Islamophobie, Sexismus, Homophobie etc.„

 Vorgesetzte nicht gegen die extremistischen Posts vorgegangen (DP 4/2021, [LT NRW])

 Stabsstelle IM NRW: Rechtsextremistische Tendenzen in der Polizei NRW (30.10.2020)
 Vorstellung Abschlussbericht („Lagebericht“) Innenausschuss (2.9.2021)
 186 Verdachtsfälle: Rassismus, NS‐Verherrlichung, Antisemitismus, Gewaltverherrlichung
 2.5.2022: „Social Media Guidelines“ (IM NRW)

 LAFP NRW: Durchführung Audit‐Verfahren
 Führungskultur? Fehlerkultur? Meldepflicht an vorgesetzte Stellen? Forschungsbedarf?



Rechtsextremistische Mitglieder im öffentlichen Dienst?

 BMI: 2. Lagebericht (2022) „Rechtsextremisten in den Sicherheitsbehörden“
 Zeitraum: 2018 ‐ 2021
 500 arbeits‐ und disziplinarrechtliche Maßnahmen

 (keine) Hinweise auf ein überregionales Netzwerk von Extremisten aus verschiedenen
Sicherheitsbehörden
 Jens Maier (Richter) – BGH, 5.10.2023 (Ruhestand)
 Birgit Malsack‐Winkemann (Richterin) ‐ Richterdienstgericht Berlin, 15.3.2023 (Suspendiert)
 Thomas Seitz (Staatsanwalt) – MdB, AfD

 Nancy Faeser (13.5.2022): „Einen Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesdisziplinargesetzes werde
ich noch in diesem Jahr vorlegen"

 BDG ‐ Ref.‐Entwurf v. 19.4.2023 (BT‐Drs. 20/6435)



Verfassungstreuepflicht (§ 33 I 3 BeamtStG)

Freiheitliche demokratische Grundordnung (bekennen + eintreten)
 Einstellen nationalsozialistischer Inhalte
 Kommentieren („Gefällt mir“; „Liken“) nationalsozialistischer Inhalte
 Bloße Kenntnisnahme von Inhalten durch Mitgliedschaft

→ Nationalsozialistisch ausgerichtete Chat‐Gruppen
→ Meinungsneutrale Chat‐Gruppen

 Handlungspflicht zum Gruppenaustritt, Kommunikationsabbruch
 VG Osnabrück, Beschl. v. 23.12.2021 – 9 B 3/20: Keine Pflicht zum

Kommunikationsabbruch
 OVG Münster, Beschl. v. 25.3.2021 – 6 B 2055/20, Rn. 53.

→ Abstellen auf Anzahl von empfangenen rassistischen oder
rechtsextremen Inhalten

→ Chat im dienstlichen oder privaten Umfeld?



Verfassungstreuepflicht (§ 33 I 3 BeamtStG)

 VGH Kassel, Beschl. v. 30.6.2023 – 28 E 803/23.D
1. Inhalte, die in einem Einzelchat zwischen freundschaftlich verbundenen

Personen geteilt werden, sind disziplinarisch grundsätzlich nicht von
Relevanz

2. Bei Aussagen, die Rückschlüsse auf eine der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung entgegenstehende Gesinnung zulassen könnten, ist
zunächst der objektive Gehalt der Aussage unter Berücksichtigung der
Meinungsfreiheit des Äußernden zu ermitteln.

3. Für eine Verletzung der Treuepflicht muss zudem eine entsprechende
(subjektive) Gesinnung des Beamten gegeben sein

 BVerfG, Beschl. v. 22.5.1975 ‐ 2 BvL 13/73: „Radikale im öffentlichen Dienst“
‐ „Das verfassungsrechtlich legitime Mittel […] ist die Prüfung und

Entscheidung, ob die Persönlichkeit des Bewerbers die Gewähr bietet, daß
er jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung eintreten
wird.“



Problematik inkriminierter Chat‐Gruppen
(VGH Kassel, Beschl. v. 30.6.2023 – 28 E 803/23.D)

1. Abgrenzung
→ Einstellen/Kommentieren von Inhalten
→ Bloße Kenntnisnahme

2. Wann beginnt der Schutz bzw. wo endet der Schutz der besonderen
Vertrautheit?

3. Wo ist Grenze zwischen Haben von Überzeugungen einerseits und Ziehen
von Folgerungen andererseits?

4. Problem der nur objektiven Verletzung der Verfassungstreuepflicht

Auffangtatbestand: Wohlverhaltenspflicht (§ 34 I 3 BeamtStG) ?



Rechtsprechung („charakterliche Eignung“)

 VG Koblenz, Urt. v. 12.9.2023 ‐ 2 K 354/23.KO
‐ PVB mit Gasmaske und Hakenkreuz auf Uniform ("Willste Spaß brauchste Gas„)

 VG Magdeburg, Beschl. v. 15.2.2023 – 5 B 17/23 MD
‐ Zustimmende Kommentieren eines per WhatsApp versandten Bilds durch einen nach oben

zeigenden Daumen als intendierter Glorifizierung von Adolf Hitler
 OVG Berlin‐Bbg., Beschl. v. 5.11.2020 ‐ OVG 4 S 41/20

‐ KA gibt bei einer Funkübung den Namen Jung mit „Jude, Untermensch, Nazi“ sowie
„Gaskammer“ oder „Genozid“ durch: Entlassung

 OVG Berlin‐Brandenburg, Beschl. v. 27.7.2023 ‐ 4 S 11/23
‐ Liken („gefällt mir“) von Schmähungen von Muslimen und der Gleichsetzung von Corona‐

Maßnahmen mit der Verfolgung von Juden im Nationalsozialismus
 VG Freiburg, Urt. v. 13.3.2023 ‐ 3 K 2900/22

‐ Aktives Mitglied der Chatgruppe „Grillen gg. Überfremdung“ und Versenden von Nachrichten
rassistischen, antisemitischen, homophoben, frauenverachtenden und fremdenfeindlichen
Inhalts sowie Verbreitung nationalsozialistischer Propaganda



Disziplinarrecht – Einleitung 

 Legalitätsprinzip, § 17 I 1 BDG/LDG NRW
 BVerwG, Urt. v. 15.11.2018 – 2 C 60.17

→ verspätete Einleitung von Disziplinarverfahren bzw. unterlassene zeitnahe
Ahndung von Dienstvergehen

→ rechtzeitige Eröffnung des (förmlichen) Disziplinarverfahrens oder die
unverzügliche Ahndung der Pflichtverletzung mit einer niederschwelligen
Disziplinarmaßnahme hätte die Beklagte pflichtenmahnend anhalten
können, solche Pflichtverletzungen künftig zu vermeiden.

→ die verspätete Einleitung des Disziplinarverfahrens begründet ebenso wie
die unterlassene zeitnahe Ahndung vorliegend einen
wesentlichen Verfahrensmangel.



Disziplinarrecht – Einheit des Dienstvergehens

 Einheit des Dienstvergehens und Verfolgungsverjährung (BVerwG, Urt. v. 14.11. 2007 ‐ 1 D 6/06)
 Kein verfahrensrechtlich striktes Gebot der gleichzeitigen Entscheidung über mehrere Pflichtverstöße

(arg. § 47 I 1 BeamtStG, § 77 I 1 BBG)
 Unterbleibt (zulässigerweise) eine einheitliche Disziplinarentscheidung gegen den Beamten, so ist dem

materiell‐rechtlichen Grundsatz der einheitlichen Bewertung jedenfalls in dem zuletzt zur
Entscheidung anstehenden Disziplinarverfahren nachträglich Geltung zu verschaffen, indem bei der
Bestimmung der angemessenen Disziplinarmaßnahme eine einheitliche Würdigung des gesamten
Dienstvergehens erfolgt (BVerwGE 128, 125)

 Der Entscheidung im letzten von mehreren aufeinanderfolgenden Verfahren hat bei der Bestimmung
der angemessenen Disziplinarmaßnahme eine einheitliche Würdigung des gesamten Dienstvergehens
vorauszugehen (BVerwGE 128, 125)

 Da in diesem (letzten) Disziplinarverfahren früher abgeurteilten Pflichtverletzungen nicht
Verfahrensgegenstand sind, kann diese Einbeziehung nur im Rahmen der Würdigung des
Persönlichkeitsbildes erfolgen (BVerwG, Beschl. v. 11.2.2014 – 2 B 37.12; BVerwG, Urt. v. 17.11.2017 –
2 C 25.17).



Disziplinarrecht – Bestellung Ermittlungsführer

 Chat‐Gruppen → Vielzahl von Verfahren
 Ermittlungsführer → Sorgfalt bei Auswahl und Führung
 Ermittlungsführer → andere Behörden?
 Amtshilfe (‐) → arg. BVerfG, 13.7.2011 – 2 BvR 742/10
 Datenverarbeitung → gesetzliche Ermächtigung?
 § 29 BDG (‐) → arg. EuGH, 24.2.2022 – C ‐175/20
 Auftrags‐DV → Detailregelungen aus § 28 I DS‐GVO
 Verstöße → [ggf.] Beweisverwertungsverbot
 Alternativen → (Teil‐)Abordnung
 Privatpersonen? → VerpflichtungsG



Disziplinarrecht – Problematiken

 Heimliche Observationen (OVG Koblenz, Urt. v. 15.5.2013 ‐ 3 A 10001/13)
 Auswertung von Daten (dienstliche vs. private Dateien)
 Durchsuchung und Beschlagnahme→ Verhältnismäßigkeit?
 Durchsicht von Papieren→ Verwertung von Zufallsfunden?
 Telekommunikationsüberwachung
 Verwendung von Vorratsdaten zum Nachweis von Dienstvergehen (EuGH,

Urt. v. 7.9.2023 – C‐162/22)
 Verwaltungsermittlungen
 Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach Straf‐ oder Bußgeldverfahren
 Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs
 […]



Beschlagnahmen und Durchsuchung (§ 27 BDG/LDG NRW)
„Qualifizierte Verhältnismäßigkeitsprüfung“

Die Maßnahme darf zu der Bedeutung der Sache und der erwartenden 
Disziplinarmaßnahme nicht außer Verhältnis stehen 

(VGH Mannheim, 19.7.2023 - DL 16 S 559/23; BVerwG, NVwZ 2006, 1283)

Textbausteine vs. Einzelfallbetrachtung?
(VGH Kassel, 30.6.2023 – 28 E 803/23.D)

Unverhältnismäßigkeit: Verweis, Geldbuße

u.U. Verhältnismäßigkeit: Kürzung Dienstbezüge / 
Ruhegehalt

Verhältnismäßigkeit i.d.R: Zurückstufung, Entfernung, 
Aberkennung Ruhegehalt



Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen nach Straf‐ oder Bußgeldverfahren  



Verschärfung Disziplinarrecht
‐BDG – Ref.‐Entwurf 19.4.2023 (BT‐Drs. 20/6435)‐

 Ziele und Inhalt
 Verfassungsmäßigkeit des Entwurfs
 Geplante Maßnahmen zur Beschleunigung der Disziplinarverfahren
 Entfernung aus dem Beamtenverhältnis
 Wegfall der Disziplinarklage
 Streichung der gerichtlichen Disziplinargewalt
 Bemessungs‐„Tatbestände“
 Zulassungsvorbehalt für Berufung
 Bezügeeinbehaltung, insbesondere Bezügerückzahlung
 Verlust der Beamtenrechte nach Verurteilung wegen Volksverhetzung



Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG)
 „Whistleblowing“
 2 HinSchG: Sachlicher Anwendungsbereich

Dieses Gesetz gilt für die Meldung (§ 3 Absatz 4) und die Offenlegung (§ 3
Absatz 5) von Informationen über Äußerungen von Beamtinnen und Beamten,
die einen Verstoß gegen die Pflicht zur Verfassungstreue darstellen.

 Auch Äußerungen von Beamtinnen und Beamten unterhalb von
Strafbarkeitsschwellen (Gesetzesbegründung zu § 2 HinSchG) – Gefahr
Missbrauchsmöglichkeiten („Denunziantentum“ [Teichmann, GA 2023, 279])

 Erlass zur Errichtung und Organisation interner Meldestellen im Geschäftsbereich
des Ministeriums des Innern Nordrhein‐Westfalen nach dem
Hinweisgeberschutzgesetz – Runderlass des Ministeriums des Innern (51‐
01.17.01) v. 21.7.2023



Straftatbestand: Volksverhetzung im Dienst

 Z.Z. scheitert Strafbarkeit bestimmter Verhaltensweisen daran, dass
Volksverhetzung (§ 130 StGB) und Verwenden von Kennzeichen
verfassungswidriger Organisationen (§ 86a StGB) nicht verwirklicht werden, wenn
es sich um geschlossene Kommunikationsgruppen handelt

 Ziel:

Effektiveres Vorgehen gegen extremistische Chatgruppen im 
öffentlichen Dienst 

 Gesetzesantrag des Landes Nordrhein‐Westfalen v. 13.9.2023 (BR‐Drs. 449/23):
§ 341‐E StGB: 

Volksverhetzende Inhalte und verfassungswidrige Kennzeichen im Zusammenhang 
mit der Dienstausübung
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„Der Charakter offenbart sich nicht an großen Taten; 
an Kleinigkeiten zeigt sich die Natur des Menschen.“ 

(Jean‐Jacques Rousseau)
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